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Sozialen und ökologischen Umbau befördern
WiR sprach mit UUUUUdo do do do do WWWWWooooolflflflflf, dem neuen Vorsitzenden der Fraktion DIE
LINKE im Berliner  Abgeordnetenhaus und Mitautor des Strategie-
papiers „Mit sozialem Fortschritt aus der Krise“.

Das
Strategiepapier der
Linksfraktion im
Berliner
Abgeordne-
tenhaus ist zu
finden unter:
www.
linksfraktion-
berlin.de/politik/
presse

Die neue soziale Idee

Udo, hat zwei Jahre rot-rotes Regie-
rungshandeln in Berlin nachhaltige
Effekte für ein zukunftsfähiges, sozia-
les Berlin gebracht?

Eindeutig: Ja. Unsere Referenz-
projekte wie die Schaffung eines öf-
fentlich geförderten Beschäftigungs-
sektors oder die Pilotphase der Ge-
meinschaftsschule sind erfolgreich
gestartet. Wir sind die ersten, die
tragfähige Integrationskonzepte ent-
wickelt haben. Und wir haben es
geschafft, einen ausgeglichenen Pri-
märhaushalt zu erreichen. Das sind
Themen, die inzwischen auch ande-
re Landesverbände der LINKEN auf-
gegriffen und in Wahlkämpfen er-
folgreich umgesetzt haben. Aber na-
türlich ist die Entwicklung der Stadt,
spätestens seit dem Durchschlagen
der Wirtschafts- und Finanzkrise auf
die Landesebene, nach wie vor wi-
dersprüchlich. Deshalb ist uns wich-
tig - auch gemeinsam mit der SPD –
weitere Themen, die über 2011 hi-
nausweisen, anzupacken. Wir müs-
sen und wollen deutlich machen,
dass eine linke Stadtregierung die
bessere Lösung für Berlin ist und
bleibt.
Welche Themen will die LINKE in
Berlin als Schwerpunkte aufgreifen?

Der Wohnungsmarkt als soziale
Komponente ist in einer schwierigen
Situation. Hier gilt es, für Mietober-
grenzen, die Stärkung der kommu-
nalen Wohnungswirtschaft, die
Modernisierung der „Ausführungs-
vorschriften Wohnen“ zu streiten.
Der öffentliche Dienst Berlins muss

zukunftsfest gestaltet werden, die
Beschäftigten sollen nun auch eine
finanzielle Anerkennung ihres Kon-
solidierungsbeitrages zum Finanz-
haushalt bekommen.

Wir müssen und wollen die Fra-
ge diskutieren, wie die soziale, öko-
nomische und kulturelle Infrastruk-
tur zukünftig ausgestaltet werden
soll. Dazu gehört natürlich das
Nachdenken über die Leistungsver-
besserungen bzw. Rekommunali-
sierung von Unternehmen der Öf-
fentlichen Daseinsvorsorge. Hier
seien beispielsweise die S-Bahn
und die Wasserbetriebe  genannt.
Welche Rolle spielt die Umwelt- und
Klimaschutzpolitik für die LINKE? Was
ist die „neue, soziale Idee“?

Klimaschutz- und Energiepolitik
sind in einer Großstadt immer zu-
sammen zu denken und zu entwi-
ckeln. Ressortübergreifendes Han-
deln kennzeichnet unsere Politik

UUUUUdo do do do do WWWWWooooolflflflflf     ist seit
2001 Mitglied des
Berliner Abgeord-
netenhauses und
seit dem
6. Oktober 2009
Vorsitzender der
Linksfraktion

des sozial-ökologi-
schen Umbaus
Berlins. Aber: Fort-
schritt und soziale
Gerechtigkeit sind
zwei Seiten einer Me-
daille. Es kommt dar-
auf an, ökologische
Nachhaltigkeitspo-
litik mit einer neuen
sozialen Idee zu ver-
binden. Hier kommen
u. a. der energeti-
schen Gebäudesa-
nierung und dem öf-
fentlichen Nahver-
kehr Schlüsselrollen
zu.

Ohne die ökologische ist eine so-
ziale Gerechtigkeit zukunftig kaum
vorstellbar. Es gilt, die soziale und
kulturelle Infrastruktur krisenfest zu
sichern und die Potentiale der Stadt
zu entwickeln. Hier könnte auch der
gemeinsame Nenner zwischen SPD,
den Grünen und der LINKEN liegen.

Das Interview führte
Jürgen Schimrock
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34. Sitzung, 14.10.2009

„Wir sind nicht Arcandor, wir sind
noch nicht Pleite, aber auf dem bes-
ten Weg dahin“ waren die Worte des
Betriebsrats-Vorsitzenden der OTIS-
Hauptverwaltung während der De-
monstration von 1000 OTIS-Be-
schäftigten am 4. November vor der
OTIS-Zentrale in Reinickendorf. Zu-

Solidarität mit den OTIS-Beschäftigten
vor demonstrierten über 300 OTIS-
Fahrzeuge aus dem gesamten Bun-
desgebiet mit Verkäufern und Mon-
teuren in einem Autocorso vom
Olympiastadion zur Otisstrasse.

In der Hauptverwaltung soll je-
der vierte Arbeitsplatz gestrichen
werden, weitere in den OTIS-Nieder-
lassungen und Werk Berlin, 200 von
ca. 2600. Nun geht es nach jahre-
langem Personalabbau ans Kern-
geschäft des Aufzugbauers. OTIS
geht es mit einer Umsatzrendite von
18 Prozent im letzten Geschäftsjahr
nicht schlecht, jetzt soll diese aber
auf über 20 Prozent erhöht werden.

DIE LINKE brachte ihre Solidari-
tät mit den Beschäftigten zum Aus-
druck. An der Kundgebung nahmen
Felix Lederle, Mitglied des Landes-
vorstands der LINKEN Berlin, Klaus
Gloede, stellvertretender Vorsit-
zender der LINKEN Reinickendorf,
und weitere Mitglieder der LINKEN
teil.                                Klaus Murawski

Felix Lederle mit
OTIS-Betriebsrat
Klaus Murawski

 Foto: Andreas
Odebrecht

Nach zwei Sondersitzungen im Sep-
tember (Haushalt 2010/2011, Neu-
wahl des Bezirksbürgermeisters)
hatte die BVV im Oktober viel nach-
zuholen.  Was übrig blieb, reichte für
eine interessante Sitzung.

Die EinDie EinDie EinDie EinDie Einwwwwwohnerohnerohnerohnerohnerfrfrfrfrfragagagagageeeee: Herr Peck-
ny fragte, ob die TTTTTagagagagageeeeesksksksksklinikliniklinikliniklinik der der der der der
WWWWWieieieieiesensensensensengrugrugrugrugrundndndndndsssssccccchuhuhuhuhullllleeeee geschlossen
werde und wo Betroffene künftig
betreut würden. Gesundheitsstadt-
rat Höhne (SPD) erklärte, dass der
Standort nicht geschlossen werde.

MündlicMündlicMündlicMündlicMündliche Anfrhe Anfrhe Anfrhe Anfrhe Anfragagagagagenenenenen: Der neue
SPD-Fraktionsvorsitzende Uwe
Brockhausen fragte: „Hält das Be-
zirksamt die geplante weitere Nut-
zung des FlughFlughFlughFlughFlughafafafafafenenenenensssss     TTTTTeeeeegggggelelelelel als
Regierungsflughafen über 2011 hi-
naus für sinnvoll?“ Der neu gewähl-
te Baustadtrat Martin Lambert (CDU)
erklärte, dass das Bezirksamt dies
nicht für sinnvoll halte. Er verwies
auf den Konsensbeschluss von
1996. Dies sei eine politische Ent-
scheidung gewesen, die man nicht
mehr anfechten solle.

GrGrGrGrGroße Anfroße Anfroße Anfroße Anfroße Anfragagagagagen en en en en (GA): Die SPD-
Fraktion wollte wissen: „W„W„W„W„Wie gie gie gie gie gehtehtehtehteht e e e e esssss
wwwwweiteiteiteiteiter im Fer im Fer im Fer im Fer im Fuuuuusssssionionionionionsssssprprprprprooooozzzzzeeeeessssssssss der Er der Er der Er der Er der Er-----
pelpelpelpelpelgrugrugrugrugrundndndndndsssssccccchuhuhuhuhullllle ue ue ue ue und der Heind der Heind der Heind der Heind der Heiligligligligligen-en-en-en-en-
seeseeseeseeseegrugrugrugrugrundndndndndsssssccccchuhuhuhuhullllle?“e?“e?“e?“e?“ (Drs.-Nr.: 0949/
XVIII). Frau Schultze-Berndt führte in
ihrer Antwort aus, dass der Prozess
grundsätzlich positiv bewertet wer-
de. Lediglich die Langsamkeit des
Prozesses werde kritisch gesehen.
Frau Borsky-Tausch (SPD) äußerte
Zweifel, da es wohl den Eltern und
Lehrern beider Schulen schwer fal-
le, auf einander zuzugehen. Herr von
Marschall sah das ähnlich und kriti-
sierte die Schulverwaltung, dass
diese zu wenig tue, um die Beden-
ken der Eltern und Lehrer beider
Schulen abzubauen. Der Schulaus-
schuss wird sich weiter mit dem Pro-
blem befassen.

Die Grünen stellten eine GA zum
Thema „W„W„W„W„Weiteiteiteiteiterererererentwentwentwentwentwicicicicickkkkklululululunnnnng derg derg derg derg der
HauptsHauptsHauptsHauptsHauptsccccchuhuhuhuhulllllenenenenen“““““(Drs.-Nr.:0955/
XVIII). In ihrer Antwort bekräftigte
Frau Schultze-Berndt ihre Ablehnung
der Schulstrukturreform. Die CDU
verteidigte die „schulpolitische Gei-
sterfahrt“ der selbst ernannten CDU-
Bildungsexpertin und Reinickendor-
fer Schulstadträtin. Herr von Mar-
schall kritisierte das Bezirksamt da-
für, dass es die Schulreform mit ei-
nem Jahr Verspätung nachvollziehe
und so die Hauptschüler in Reini-
ckendorf zum Spielball von Partei-
politik mache.                     Michael Rohr

Die Rollberge in Aufruhr
Der Verkauf der GSW an die US-
Finanzinvestoren Cerberus und
Whitehall war vermutlich die größte
Kröte, die die damalige PDS 2004
in der ersten Legislaturperiode von
Rot-Rot in Berlin schlucken musste.
Zwar hat der Senat damals in den
Verkaufsvertrag Klauseln hineinge-
schrieben, die verhindern sollten,
dass die Mieter von der Heuschre-
cke ausgeplündert werden. Doch
wie wirksam diese sind oder eben
nicht, zeigt sich erst später.

Zur GSW gehört auch die Roll-
bergesiedlung in Waidmannslust.
Dort hat sich eine Mieterinitiative
(MI) gegründet, die gegen überhöh-
te Betriebskosten kämpft. Nachfor-
derungen in vierstelliger Höhe wa-
ren keine Ausnahme. Den Mietern
fielen u.a. Rundungsfehler und fal-
sche Überträge auf. Der Leerstand
von Wohnungen wurde verschleiert.

Die GSW-Ombudsfrau, Ex-Sena-
torin Stahmer (SPD), bot der Initia-
tive bereits 35 000 Euro an, wenn
dann Ruhe wäre. Damit sollten lang-
wierige Einzelfallprüfungen vermie-
den werden. Von bisher 50 einge-
leiteten Verfahren hat die MI aber
schon 26 in erster Instanz gewon-
nen.

Bei Mietern, die Hartz-IV bezie-
hen, zahlt der Steuerzahler die Ze-

Mieterinitiative wehrt sich gegen die GSW
che. Leider prüfen die Job Center
nicht von sich aus die Betriebskos-
ten. Dafür fehlen die Kapazitäten.

Wolfgang Dangel von der MI ging
in die Öffentlichkeit. In mehreren
Zeitungsartikeln wurde über die
Lage berichtet. Am 19. September
fand eine Mieterversammlung in der
Rollbergesiedlung statt, zu der meh-
rere hundert Mieter der GSW aus
ganz Berlin kamen. Frank Steffel
(MdB, CDU) lud am 9. Oktober zu
einem Runden Tisch ins Rathaus.
Mit dem Ergebnis ist Wolfgang Dan-
gel aber noch nicht zufrieden.

Das wohnungspolitische Pro-
gramm der Linksfraktion im Abge-
ordnetenhaus, das er von Felix Le-
derle (DIE LINKE) erhielt, gefällt ihm
dagegen gut. Uwe Doering, woh-
nungspolitischer Sprecher der Links-
fraktion im Abgeordnetenhaus, wird
nunmehr einige parlamentarische
Anfragen zum Gebaren der GSW
stellen. DIE LINKE wird dran bleiben.

Das Soziale Wohnen ist ein
Schwerpunkt der Linksfraktion  in
den nächsten Jahren. Mietrecht ist
aber Bundesangelenheit  und die
neue Bundesregierung hat vor, die
Rechte der Vermieter gegenüber den
Mietern zu stärken – statt umge-
kehrt!

Der  vollständige
Text des Artikel,

weitere Links zur
Mieterversammlung

und zur
Wohnungspolitik

der LINKEN unter:

 www.die-linke-
reinickendorf.de/

politik/
wir_in_reinickendorf/

2009/11/
wir_in_reinickendorf_

112009

Lutz Dühr, Mitglied der
LAG Städtebau und Wohnungspolitik
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Soziales

Glücklicher wäre ich, wäre
die Tafel überflüssig
Ein Gespräch mit Superintendentin
Beate Hornschuh-Böhm,
Kirchenkreis Reinickendorf
Frrrrrau Hornau Hornau Hornau Hornau Hornsssssccccchuh-Böhm, imhuh-Böhm, imhuh-Böhm, imhuh-Böhm, imhuh-Böhm, im
KirKirKirKirKirccccchenkhenkhenkhenkhenkrrrrreieieieieisssss R R R R Reiniceiniceiniceiniceinickkkkkendorendorendorendorendorfffff w w w w wiririririrddddd
eine umfeine umfeine umfeine umfeine umfananananangrgrgrgrgreiceiceiceiceiche uhe uhe uhe uhe und nd nd nd nd vvvvvielielielielielseitigseitigseitigseitigseitigeeeee
SoSoSoSoSozzzzziiiiialalalalalarbeitarbeitarbeitarbeitarbeit g g g g geleleleleleieieieieissssstttttetetetetet. . . . . WWWWWelcelcelcelcelche Enthe Enthe Enthe Enthe Ent-----
wwwwwicicicicickkkkklululululunnnnngggggen en en en en zzzzzeigeigeigeigeigen sen sen sen sen sicicicicich dh dh dh dh dabei?abei?abei?abei?abei?

Der Bedarf an Hilfe für in Not ge-
ratene Menschen steigt. Wir haben
2004 in Zusammenarbeit mit der
Berliner Tafel Stellen eingerichtet,
wo Hartz-IV-Empfänger und andere
Bedürftige einmal in der Woche zu-
sätzliche Lebensmittel  gegen einen
Euro kaufen können. Hier in Alt
Wittenau hatten wir damals 40 bis
50 Ausgaben, heute sind es etwa
300. Ich bin den vielen  Helfern sehr
dankbar, die das ermöglichen, und
bin stolz auf sie. Aber glücklicher
wäre ich, wäre die Tafel überflüssig.

Das höhere Ziel unseres christli-
chen Engagements sollte es sein,
dass Menschen mit ihren Begabun-
gen selbst für ihr Leben sorgen kön-
nen oder so versorgt sind, dass sie
in Würde leben und an der Gesell-
schaft teilhaben können.

Zur Bedürftigkeit kommt eben oft
noch soziale Vereinsamung hinzu.
Das beginnt manchmal schon da-
mit, dass Kinder die Einladung zum
Geburtstag eines anderen Kindes
nicht annehmen, weil sie kein Ge-
schenk mitbringen können. Wir bit-
ten übrigens gerade jetzt in der Vor-
weihnachtszeit  vor Kaufhallen,
„kauf eins mehr“ (und gib es uns für
die Tafel), damit Menschen etwas
Zusätzliches  zum Verschenken ha-
ben.

Im Mittelalter gab es einmal die
Vorstellung, wir brauchen die Ar-
men, damit die Reichen an ihnen
Gutes tun können. Das klingt zy-
nisch, aber vielleicht konnte man
sich damals nicht vorstellen, dass
Armut vermeidbar ist.

 Ich halte es  für möglich und not-
wendig.  Nach dem biblischen Men-
schenbild, das uns leitet, ist der
Mensch das Ebenbild Gottes, ihm
gebühren Achtung und Respekt, er
ist an Leib und Leben unantastbar.
Dafür muss er nichts tun, es gebührt
ihm, weil es ihn gibt. Davon abge-
leitet  ist die Frage, wie Menschen

miteinander umgehen sollen für  ein
friedvolles und gerechtes Zusam-
menleben; der Leitfaden sind die
zehn Gebote. Es ist übrigens inter-
essant, dass  in der Bibel die Ge-
rechtigkeit vor dem Frieden steht,
weil Gerechtigkeit die Vorbedingung
des Friedens ist.

GerGerGerGerGerececececechtigkhtigkhtigkhtigkhtigkeiteiteiteiteit be be be be beginntginntginntginntginnt mit mit mit mit mit den den den den den
ChChChChChancancancancancen der Kinderen der Kinderen der Kinderen der Kinderen der Kinder, s, s, s, s, spätpätpätpätpäter einener einener einener einener einen
gggggeeeeeacacacacachththththteteteteteten Plen Plen Plen Plen Platzatzatzatzatz im L im L im L im L im Leeeeeben einben einben einben einben einzzzzzu-u-u-u-u-
nehmen. Nacnehmen. Nacnehmen. Nacnehmen. Nacnehmen. Nach der h der h der h der h der StStStStStatiatiatiatiatissssstiktiktiktiktik w w w w wiririririrddddd
ArmutArmutArmutArmutArmut  j  j  j  j  jedocedocedocedocedoch h h h h vvvvverererererssssstärkttärkttärkttärkttärkt erb erb erb erb erblicliclicliclich .h .h .h .h .

Sozialarbeiter und Religions-
lehrer, besonders aus dem Märki-
schen Viertel, sagen mir,  die Zahl
von Kindern nähme zu, die auf sich
allein gestellt sind, die ungefrüh-
stückt zur Schule kommen und kein
Pausenbrot mitbringen. Viele hätten
Schwierigkeiten  sich auszudrücken,
weil daheim zu wenig mit ihnen ge-
sprochen wird. Da ist das Problem,
den Eltern zu helfen, den eigenen
und den Alltag der Kinder zu struk-
turieren. Unsere Diakonie hat die
Aktion „Familie und Nachbarschaft“
aufgenommen, die wohl vom Senat
ausgeht. Dabei werden mehrere jun-
ge Familien eingeladen, um  mit ih-
ren Kindern einen gemeinsamen
Abend vorzubereiten und zu verbrin-
gen.

Andererseits müssen die Kinder
auch schon einen besseren Start in
die Schule bekommen.

Ich bin kein Fan der aktuellen
Vorhaben für Steuersenkungen und
Kindergelderhöhung. Wenn wir Mil-
liarden freischaufeln können, soll-
ten wir sie in die Bildung stecken.
Und die neuen Kindergeld-
regelungen, fürchte ich, helfen nicht
vor allem  den Kindern, die es am
nötigsten haben. Dazu gehörten
auch freies Schulessen, freier Zu-
gang zur Bibliothek oder zur
Schwimmhalle.

Wenn unsere Gesellschaft nicht
allen unseren Kindern  das Gefühl
gibt, dass sie geliebt und bejaht
werden, wie soll dann die Zukunft
aussehen?

Für das Gespräch bedankt sich
Hans Schuster

Frau Beate
H o r n s c h u h -
Böhm leitet seit
2008 als Su-
perintendentin
den Kirchen-
kreis Reini-
ckendorf. Zu-
vor war sie 17
Jahre Pfarrerin
in der evange-
lischen Kir-
chengemeinde
S c h ö n o w -
Buschgraben.
Sie ist verhei-
ratet und hat
drei inzwi-
schen erwach-
sene Kinder
Foto: privat

DDDDDer Kirer Kirer Kirer Kirer Kirccccchenkhenkhenkhenkhenkrrrrreieieieieisssss R R R R Reiniceiniceiniceiniceinickkkkken-en-en-en-en-
dordordordordorfffff     umfasst über 70 000
Gemeindeglieder in 19 Ge-
meinden und entspricht flä-
chenmäßig dem Bezirk Reini-
ckendorf.

Neben der Seelsorge leis-
tet der Kirchenkreis umfang-
reiche Sozialarbeit. Es gibt
mehrere Diakoniestationen
und kirchliche Altenpflegeein-
richtungen.

Ein Schwerpunkt ist die
Kinder- und Jugendarbeit. Ein
Kreisjugendkonvent wurde ge-
gründet, der die Jugendarbeit
der Gemeinden vernetzt und
zentrale Aufgaben für die Ju-
gendarbeit wahrnimmt.

Die Gemeinden im Kirchen-
kreis unterhalten sechs Le-
bensmittel-Ausgabestellen
„Laib und Seele“ für Bedürfti-
ge. In Hermsdorf werden fünf-
mal in der Woche zwölf Über-
nachtungen für Wohnungslose
angeboten.

Eine große Rolle spielt die
Arbeit mit den Häftlingen der
Justizvollzugsanstalt Tegel.

Zentrale Aufgaben des
Kirchenkreises sind in der Ar-
beitsstelle für Gemeindebe-
ratung zusammengefasst, die
zugleich dem Kirchenkreis zu-
arbeitet und die Tätigkeit der
Gemeinden unterstützt. Die
Arbeitsstelle umfasst u.a. die
Arbeitsgebiete Gemeinde-
beratung, Arbeit mit Kindern
und Jugendarbeit, Kita-Fach-
beratung und Seniorenarbeit .
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Die letzte Seite

Am Rande

Termine

Hier finden Sie uns:
RRRRRotototototer Laer Laer Laer Laer Ladendendendenden
Schloßstraße 22
13507 Berlin-Tegel

Öffnungszeiten:
Mo - Do 14.00 bis 18.00 Uhr

Di u. Do 11.00 bis 13.00Uhr

Tel.: 4373 2630
Fax: 4373 2632

e-mail:
redaktion@die-linke-
reinickendorf.de

ImprImprImprImprImpreeeeessssssssssumumumumum
Herausgegeben

vom
Landesvorstand
Berlin der Partei

DIE LINKE.,
V.i.S.d.P.:

Yusuf Dogan

WWWWWir inir inir inir inir in
RRRRReiniceiniceiniceiniceinickkkkkendorendorendorendorendorfffff

     wird vom
Bezirksverband

finanziert.

SSSSSpendenpendenpendenpendenpenden
sind ausdrücklich

erwünscht:
DIE LINKE.

Reinickendorf,
Berliner Bank,

BLZ: 100 200 00,
Kontonummer:
4384 816812.

Neuer BNeuer BNeuer BNeuer BNeuer Bezezezezezirkirkirkirkirksssssvvvvvorororororssssstttttandandandandand
der LINKEN gder LINKEN gder LINKEN gder LINKEN gder LINKEN gewähewähewähewähewähltltltltlt
Am 5. September wählte die Mitglie-
derversammlung der LINKEN Reini-
ckendorf einen neuen Bezirksvor-
stand. Alter und neuer Bezirksvor-
sitzender ist der 27-jährige Tegeler
Jurastudent Yusuf Dogan.

Außer ihm gehören dem neuen
Bezirksvorstand an: Gabriele Bailly,
Marion Lubina, Barbara Odebrecht
sowie Dr. Klaus Gloede, Michael
Rohr und Jürgen Schimrock.

Ein ambitionierter Arbeits- und
Aktionsplan wurde bereits beraten
und beschlossen. Er umfasst den
Zeitraum bis zu den Kommunalwah-
len 2011 und wird allen Mitgliedern
und Interessierten vor- und zur Dis-
kussion gestellt.

Ziel der politischen, inhaltlichen
und personellen Ausrichtung wird
sein, dass DIE LINKE Reinickendorf
in Fraktionsstärke in die Bezirks-
verordnetenversammlung einzieht.

RRRRReeeeeaktion auaktion auaktion auaktion auaktion ausssss dem R dem R dem R dem R dem Rathathathathathauauauauausssss
Betr.: Ihr Bericht „Alexander von
Humboldt - Vorbild und Mutmacher“
in WiR 09/2009
Sehr geehrter Herr Schimrock,

im oben genannten Artikel äu-
ßerten Sie Ihre Enttäuschung da-
rüber, dass bisher keine Aktivitäten
seitens der BVV oder des Bezirks-
amtes zur Würdigung der Brüder
Humboldt im Humboldt-Jahr 2009
unternommen wurden.

Ich kann Ihnen mitteilen, dass...
hier das Humboldt-Jahr mit den Ak-
tivitäten zum „Wissenschaftsjahr
2010“ verknüpft wird. Zu Ihrer Infor-
mation habe ich Ihnen den vorläufi-
gen Veranstaltungskalender als Bei-
trag des Bezirkes Reinickendorf...
beigefügt...

...und der liest sich richtig gut.
Ich freue und bedanke mich und
wünsche dem geplanten Programm
viel Erfolg.                     Jürgen Schimrock

Nach knapp zweijähriger SPD-Mit-
gliedschaft bin ich dort ausgetreten,
weil mir die Sozialdemokraten nicht
mehr sozial genug waren und sind.
Nach fast einjährigem Abwägen,
welche Partei am ehes-
ten meine politischen
Überzeugungen vertritt,
stand für mich fest:
Es ist DIE LINKE.

Wenn man eine an-
dere, bessere Politik
möchte, genügt es
nicht, alle paar Jahre zur
Wahl zu gehen. Man
muss auch aktiv mitwir-
ken. Seit August 2009
bin ich Mitglied der Par-
tei DIE LINKE und am 5.
Oktober von der Mitgliederver-
sammlung  in den Reinickendorfer
Bezirksvorstand gewählt worden.

Warum DIE LINKE?
Meine politischen Schwerpunk-

te sind Bildung, Jugend und Sozia-
les. Diese drei Themen mit der Ge-
wichtung auf Jugendpolitik sind mir
deshalb wichtig, weil die örtliche

und soziale Herkunft
immer noch ein Hinder-
nis für die Entwicklung
der Kinder und Jugend-
lichen ist. Diese Hemm-
nisse müssen über-
wunden werden!

Viele Parteien wer-
ben damit, dass „die
Jugend unsere Zukunft
ist“, aber sie handeln
nicht danach. Nur DIE
LINKE bietet für mich
ein ausgewogenes Pro-

gramm, „damit es in unserem Land
wieder gerecht zugeht“.

                          Barbara Odebrecht

Wer dreimal lügt...

Ein Brief des
Parteivorstandes

„An die
Mitglieder der

Partei DIE LINKE“
auf unserer
Homepage

www.die-linke-
reinickendorf.de

Was hatten sie getönt: „Dass Ban-
ken, und das ist mein Hauptziel, nie
wieder in der Lage sein dürfen, Staa-
ten zu erpressen... Wir müssen ü-
berlegen, wie wir die Kosten auch
fair verteilen. Von Deutschland favo-
risiert wird hier eine Finanzmarkt-
Transaktionssteuer,“  Angela Mer-
kel, CDU. „Einen Blankoscheck zu-
lasten der Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler kann  es nicht geben“
Guido Westerwelle, FDP. – Vor der
Wahl! Und nach der Wahl?

Trotz Anstieg der Staatsverschul-
dung um 53,5 Milliarden Euro, dazu
Bürgschaften in Höhe von 66 Milliar-
den - kein Wort im Koalitionsvertrag.
Keine Sonderabgabe, keine Finanz-
Transaktionsteuer. Leztere würde
bei minimaler Erhebung von 0,05
Prozent pro Transaktion jährlich 27
Milliarden Euro in die öffentlichen
Kassen spülen, wäre technisch so-
fort machbar und würde Spekulati-
onen zumindest teilweise verhin-
dern. Schwarz-gelbes Verständnis
von Gerechtigkeit: Nicht jeder
Verursacher muss für angerichteten
Schaden aufkommen, und schon
gar nicht, wenn es Banken sind.

Eine Beteiligung der Banken an
den Krisenlasten ist nicht gewollt,
statt dessen Appelle an Freiwillig-
keit, behauptete Befürchtungen,
dass Investitionen ausblieben. Die
vor den Wahlen geheuchelte Empö-
rung hatte Erfolg, die Banker, die
Vermögenden, die Milliardäre des
Landes auch. Arbeitnehmer, die
Rentner und Kranken, die Studenten
und Schüler sind neese. Sie werden
verarscht und die Zeche zahlen.

Einige Banken machen schon
wieder Milliarden-Gewinne, zahlen
Boni aus. Das Casino geht weiter,
bis zum nächsten Crash. Das Kapi-
tal hat triumphiert, der Staat wird
verramscht - und das Ganze dann
als „Neue Soziale Marktwirtschaft“
verkauft.                      Jürgen Schimrock

Das BBBBBuuuuundendendendendeswswswswswehrmehrmehrmehrmehrmandandandandandatatatatat für den für den für den für den für den
KrieKrieKrieKrieKrieg in Afg in Afg in Afg in Afg in Afghghghghghanianianianianissssstttttananananan soll Anfang
Dezember verlängert, ggf. ausgewei-
tet werden. Vom 20. - 28. Novem-
ber werden dazu bbbbbuuuuundendendendendeswswswswsweiteiteiteiteit Ab- Ab- Ab- Ab- Ab-
ssssstimmutimmutimmutimmutimmunnnnngggggenenenenen mit einem einheitli-
chen Wahlzettel durchgeführt. DIE
LINKE beteiligt sich daran. Abge-
stimmt werden kann u.a. im Roten
Laden und an Infoständen.Mehr In-
fos : wwwwwwwwwwwwwww.af.af.af.af.afghghghghghanianianianianissssstttttandemoandemoandemoandemoandemo.....dedededede

Mehr Informa-
tionen zum

Bezirksvorstand
und zum Arbeits-
und Aktionsplan

unter:
www.die-linke-

reinickendorf.de/
partei/vorstand/


